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00000 XXXXX
Ort, den 27.03.2013
Klageantrag

Es wird beantragt, 


das Jobcenter Xxxxxx unter Änderung des Bescheides über die Bewilligung von 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes vom XX.XX.2013 zu 
verurteilen, 
höhere Leistungen – Regelbedarfe – an die Kläger für die Zeit vom 
XX.XX.2013 
bis XX.XX.2013 zu bewilligen

zusätzlich


dem BVerfG nach Art. 100 GG die Angelegenheit vorzulegen;

hilfsweise


die Sprungrevision zuzulassen.

Sehr geehrte Damen und Herren,

der am XX. Monat 2013 ergangenen  Widerspruchsbescheid




000.0- BG-Nummer- W-Widerspruchsbescheid-Nr.
geht inhaltlich nicht auf den gegen den Leistungsbescheid vom XX.XX.2013 am XX.XX.2013 erhobenen Widerspruch ein. Der Widerspruchsbescheid geht weiterhin von einem Regelsatz in Höhe von 382 € für eine Einzelperson, jeweils 90%, also 345,-€, für Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft aus, und verstößt damit gegen Grundrechte aus Art. 1 Abs.1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 
Begründung:

Die Regelleistung genügt nicht den Anforderungen, die das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 9.Februar 2010 (BVerfG 1 BvL 4/09) an die Ermittlung eines verfassungsgemäßen Anspruchsumfangs des Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG gestellt hat. Aus den Ausführungen des BVerfG ergeben sich hohe, dem Grundgesetz, seinem Geist und Inhalt Rechnung tragende Forderungen. Der hier beschriebene Regelsatz wird „auf der Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger Berechnungsverfahren“ „folgerichtig in einem transparenten und sachgerechten Verfahren nach dem tatsächlichen Bedarf, also realitätsgerecht, bemessen.“ „Er gewährleistet das gesamte Existenzminimum durch eine einheitliche grundrechtliche Garantie, die sowohl die physische Existenz des Menschen, also Nahrung, Kleidung, Hausrat, Unterkunft, Heizung, Hygiene und Gesundheit (vgl. BVerfGE 120, 125 <155 f.>), als auch die Sicherung der Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben umfasst, denn der Mensch als Person existiert notwendig in sozialen Bezügen (vgl. BVerfGE 80, 367 <374>; 109, 279 <319>; auch BVerwGE 87, 212 <214>)“. „Die Berechnung des Existenzminimums anhand eines Warenkorbs notwendiger Güter und Dienstleistungen mit anschließender Ermittlung und Bewertung der dafür zu entrichtenden Preise ist in gleicher Weise gerechtfertigt wie der Einsatz einer Statistik- und Verbrauchsmethode unter der Prämisse, dass auch das Ausgabeverhalten unterer Einkommensgruppen der Bevölkerung zu erkennen gibt, welche Aufwendungen für das menschenwürdige Existenzminimum erforderlich sind.“
Insbesondere folgende Punkte bei der Ermittlung/Festlegung des Regelsatzes widersprechen den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes (nicht abschließende Aufzählung):

1. Grundsätzliche Methodik

Der Einsatz einer Statistik- und Verbrauchsmethode ist nur unter der Prämisse, dass auch das Ausgabeverhalten unterer Einkommensgruppen der Bevölkerung zu erkennen gibt, welche Aufwendungen für das menschenwürdige Existenzminimum erforderlich sind, gerechtfertigt(BVerfG 1 BvL 4/09 vom 09.02.2010 ). Diese Voraussetzung wurde jedoch nicht nachgewiesen und ist außerdem auf Grund der Zusammensetzung der gewählten Referenzgruppe unmöglich. Stattdessen wurde mehrfach darauf Bezug genommen, dass die bezogenen Daten nur das tatsächliche durchschnittliche Ausgabeverhalten abbilden, also eine Prüfung der Erforderlichkeiten für eine menschenwürdige Existenz nicht erfolgte. Diese Prüfung ist aber die Voraussetzung dafür, dass der mehrfach als zu vermeiden bezeichnete Zirkelschluss wirklich ausgeschlossen wird. So ist es doch unwahrscheinlich, dass das Ausgabeverhalten von als arm geltenden Haushalten tatsächlich dem „Bedarf“ entsprechen (Lebensmittel für eine ausgewogene gesunde Ernährung mindestens 189.-€, Regelsatz aber nur  132,48€). Notwendigerweise folgt das Ausgabeverhalten doch der Haushaltslage, die auch notwendige Güter und Dienstleistungen unbezahlbar machen kann, weshalb sie, der Logik der Regelsatz​bestimmung folgend, wegen ihres Fehlens in der Statistik als nicht regelsatzrelevant beurteilt und vom Leistungsspektrum ausgeschlossen werden (Großer Zirkelschluss). Hierzu die Aussage von Rechtsanwälten des Deutschen Anwaltsvereins: "Die EVS 2008 ist als Datengrundlage nicht ausreichend. […]Die zu ermittelnden Werte können nicht zuverlässig aus der Einkommens- und Verbrauchsstatistik abgeleitet werden, da keine eigenen statistischen Erhebungen der Bundesregierung zu den Bedarfen vorgenommen wurden. Damit besteht das Grunddilemma der Einkommens- und Verbrauchsstatistik fort. Es wird nur das Konsumverhalten von Haushalten gemessen. Soweit arme Haushalte relevante Bedarfe nicht abdecken können, werden diese auch in der Einkommens- und Verbrauchsstatistik nicht abgebildet.( Deutscher Anwaltsverein;  Musterschrift​sätze – ASR Sonderheft SGB II, Bonn 2011: 59;)". Die Bundesarbeitsgemeinschaft Prekäre Lebenslagen argumentiert ähnlich: „... kann die Bemessung des gesellschaftlichen Existenzminimums am Konsumverhalten dieser Armutsbevölkerung zu nichts anderem führen als zu weiterer Verarmung, weiterer Mangelernährung und weiterer Ausgrenzung. Das bedeutet: Wenn die untersten Schichten der Gesellschaft so verarmt sind, dass sie sich kein Obst und keine Bücher mehr leisten können, dann folgt nach diesem Modell daraus, dass Obst und Bücher nicht zum Existenzminimum gehören“. Das Bundesverfassungsgericht fordert: "Der Gesetzgeber bleibt […] verpflichtet, bei der Auswertung künftiger Einkommens- und Verbrauchsstichproben darauf zu achten, dass Haushalte, deren Nettoeinkommen unter dem Niveau der Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch und Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch inklusive der Leistungen für Unterkunft und Heizung liegt, aus der Referenzgruppe ausgeschieden werden.(BVerfG 1 BvL 4/09 vom 09.02.2010" Das Bundesverfassungsgericht geht auch davon aus, dass die auszuwertende Referenzgruppe mit ihrem Einkommen "zuverlässig über der Sozialhilfeschwelle" liegt. "Die Einbeziehung von Sozialhilfeempfängern und von Personen, die ihre Ausgaben nicht nur aus eigenem Einkommen, sondern auch durch Auflösung von Vermögen und Zuwendungen Dritter tätigen ('versteckte Armut') in das unterste Quintil würde in der Tat die Datenbasis verfälschen“. Durch die aber nachweislich erfolgte Einbeziehung von „verdeckt Armen“ sowie „Aufstockern“ in die Referenzgruppe werden aber bewusst die Armen als Maßstab für die Versorgung Armer benutzt. So gaben lt. EVS 2008 55,3% der Referenzhaushalte (untere 15%) mehr aus, als sie einnahmen. 716 € durchschnittlichem Nettoeinkommen monatlich stand ein privater Konsum von durchschnittlich 843,27 € gegenüber, also ein monatliches Defizit von rund 127 €. Über die Hälfte der Referenzhaushalt waren also zur Existenzsicherung darauf angewiesen, Schonvermögen aufzulösen, sich zu verschulden oder freiwillige Leistungen und Geschenke Dritter zu erbetteln. Grundsätzlich gilt aber laut Bundesverfassungsgericht: "Die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums muss durch einen gesetzlichen Anspruch gesichert sein. Dies verlangt bereits unmittelbar der Schutzgehalt des Art. 1 Abs. 1 GG. Ein Hilfebedürftiger darf nicht auf freiwillige Leistungen des Staates oder Dritter verwiesen werden, deren Erbringung nicht durch ein subjektives Recht des Hilfebedürftigen gewährleistet ist.“(BVerfG 1 BvL 4/09 vom 09.02.2010)

2. Auswahl der Referenzhaushalte

Um für eine Bevölkerungsgruppe (Grundrechtsträger) einen derart wichtigen Wert wie das Existenzminimum zu ermitteln, bedarf es einer sorgfältigen Auswahl der Referenzhaushalte. Für eine sachgerechtes Vorgehen kommen nur solche Haushalte in Frage, die mit der Zielgruppe wesentliche Eigenschaften, vor allem in Höhe und Zusammensetzung der Grundbedarfe sowie Charakter und Inhalt des Ausgabeverhaltens teilen. Als Zielgruppe definiert sind die arbeitsfähigen Arbeitssuchenden. Also ein Personenkreis, der sich durch ein bestimmtes Alter, bis 65 (67) Jahre und einen bestimmten Gesundheitszustand (arbeitsfähig) und eine nachvollziehbare Bedarfsstruktur (Wohnen, Essen, Kleiden, soziale Bezüge) auszeichnet. Um belastbare Vergleichszahlen erhalten zu können, muss die Referenzgruppe sich wie folgt beschreiben lassen: Arbeitsfähig bzw. arbeitend, unter 65 (67) Jahre, Nettoeinkommen sicher über Sozialhilfeniveau (Nettoeinkommen aus Erwerbstätigkeit - nicht Nettoeinnahmen mit einkommensfremden Bestandteilen wie zusätzliche Hilfen durch Staat, Familie oder Dritte), wirtschaftlich selbständig und den unteren 20% der nach dem Nettoein​kommen geschichteten Haushalte zugehörig. Letzteres, da mit steigenden Einkommen zunehmend nicht existenznotwendige Ausgaben getätigt werden. Zu überlegen wäre noch, die Haushalte nach Geschlecht auszuwerten, um auch hier die Zuverlässigkeit der Zahlen zu gewährleisten. Hierbei festgestellte Unterschiede dürfen nicht auf dem Wege einer Durchschnittsbildung zur Benachteiligung einer Gruppe führen, denn „jedem individuellen Grundrechtsträger“ ist das menschenwürdige Existenzminimum zu gewähren.

2.1.  Als Referenz ungeeignete Haushalte

a) Rentnerhaushalte

Weder Mobilität, noch Kalorienbedarf oder Ausgabenstruktur und -höhe Hochbetagter lassen sich mit den Gegebenheiten der Zielgruppe tatsächlich vergleichen. Kalorienbedarf und Nahrungs​aufnahme lassen kontinuierlich, oft auch bedenklich nach. Die Wohnung wird immer seltener verlassen und notwendige Wege durch Verwandte oder mit Hilfe Dritter (Fahrdienste) erledigt. Auch die Ausgaben für Bekleidung und alltägliche Dinge nehmen messbar ab. Die durch diesen Personenkreis getätigten für ihre Person hinreichend existenznotwendigen Aufwendungen können den tatsächlichen Bedarf der Zielgruppe nicht abbilden.  

b) Studentische Haushalte

Sie zeichnen sich durch wesentlich niedrigere Wohnkosten, geringere Aufwendungen für den Verzehr zu Hause und bei Dingen des täglichen Bedarfes aus. Sie nutzen Mensen und Imbissstände, die elterliche Tafel und andere Zuwendungen aus dem elterlichen Haushalt. Die sonstigen Ausgaben sind zielgerichteter auf die berufliche Perspektive ausgerichtet als in der Zielgruppe, wo überwiegend ein Berufsabschluss oder berufliche Erfahrungen bereits vorliegen. Hierzu auch die Stellungnahme von Dr. Margot Münnich ( Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit und Soziales, 17. Wahlperiode vom 18.11.2010, Ausschussdrucksache 17 (11) 314 ). Sie bezeichnet die erhobenen Daten als „nicht sicher“, spricht von „Verzerrungen“ durch überrepräsentierte Haushaltsformen (Studierende), die häufig bei den Eltern essen, von ihnen mit Nahrungsmitteln und Verbrauchsgütern versorgt werden, in Wohnheimen wohnen und Mensen und Imbissstände aufsuchen. So gaben Studentenhaushalte im Jahr 2008 im Durchschnitt pro Monat 311 € für Wohnen aus. Das war der niedrigste Betrag aller sozialen Gruppen der Einpersonenhaushalte in Deutschland. Sie stellt auch ein vom Alter, der familiären Situation, dem Bildungsstand und der gesundheitlichen Disposition abhängiges Ausgabeverhalten fest. Problematisch aus statistischer Sicht sei das Ausgliedern einzelner Ausgabepositionen. Das Streichen einzelner Ausgabe​positionen ignoriert die im Haushaltskontext bestehenden Zusammenhänge und Abhängigkeiten. Das gilt auch für die aus bevölkerungserzieherischer Absicht gestrichenen Aus​gaben für Tabakwaren und alkoholische Getränke. Zu den angewandten Berechnungsmethoden führte sie aus, dass bereits im Jahre 2006 in der vom BMFSFJ geleiteten Arbeitsgruppe... erkannt worden (war), dass es erstrebenswert wäre, die verwendete Berechnungsmethode weiter zu entwickeln und neuen, in der Realität aufgetretenen Gegebenheiten anzupassen..
c) Nutzer von zusätzlichen Hilfen durch den Staat (Aufstocker), durch Familie oder Dritte
Bereits durch die Nutzung von Angeboten der Tafeln wird das Ausgabenniveau verfälscht. Im Rahmen der EVS-Erhebungen wurden Haushalte festgestellt, die keine Ausgaben für Nahrungsmittel aufwiesen, auch weil sie das Tafelangebot nutzten. Da zum Gesamtumfang dieser Inanspruchnahme „freiwilliger Leistungen Dritter“, auf die keinerlei Rechtsanspruch besteht, keine Erhebungen erfolgten, kann auch nicht auf die völlige, erhebliche, teilweise oder geringe Minderung der notwendigen ergänzenden Ausgaben für Nahrungsmittel geschlussfolgert werden. Sicher ist nur, dass mit dieser Gruppe keine verlässlichen Werte für die Zielgruppe ermittelt werden können.


3. Willkürliche, nicht sachgerechte Kürzungen und Abschläge

Weiterhin werden Ausgabenkürzungen bzw. Einstufungen einzelner Ausgabepositionen als nicht regelsatzrelevant vorgenommen, die nicht realitätsgerecht und auch methodisch nicht vertretbar sind. Darunter sind auch ethisch bedenkliche Wertentscheidungen, nach denen der Leistungsberechtigte beim Eintreten des Leistungsfalles seine Haustiere „abschaffen“ muss oder in einer Wohnung ohne Grünpflanzen leben soll. Die Begründungen mit denen Ausgaben für den Verkehr, chemische Reinigung, Schnittblumen und Zimmerpflanzen, Mobilfunktelefone, Haustiere, Hausrats--/Haftpflichtversicherung, Güter für die Gartenpflege, Ausgaben für Gaststättenbesuch, medizinische Zuzahlungen usw. usf. als nicht oder nur teilweise als regelsatzrelevant gelten sollen sind nicht ausreichend und/oder realitätsfern. So lassen sich anhand der Festlegung der Regelleistung für Verkehrsdienstleistungen gleich drei gravierende Ermittlungsfehler nachweisen:

Beispiel1: Unterdeckung des Bedarfes bei Kfz-Nutzer/innen dadurch, dass nur die Ausgaben der ÖPNV-Benutzer/innen in die Bestimmung des Regelsatzes einbezogen werden, also die im Zusammenhang mit der Kfz-Benutzung entstehenden Kosten als nicht regelsatzrelevant ersatzlos ausgeschlossen werden. Dabei muss bei den Kfz-Nutzer/innen in vielen Fällen angenommen werden, dass entweder die ÖPNV-Benutzung nicht möglich ist (Linien- und Streckenführung) oder einen noch höheren Aufwand verursacht als die ( sonst teurere) Kfz-Benutzung, denn wer arm ist wird nicht ohne Grund eine teurere Mobilitätsvariante wählen ( 55,33 € durchschnittlich für Kraft- und Schmierstoffe im Vergleich mit 37,06 € für ÖPNV ebenfalls durchschnittlich).

Beispiel2: Falsche Gesamtdurchschnittsbildung 1: Die generellen Verbrauchsausgaben für den ÖPNV werden verringert, indem die Kfz-Nutzer/innen, wenn sie (notwendigerweise) wegen der (ersatzlosen) Streichung der  Kfz-spezifischen Ausgaben auf den ÖPNV umsteigen müssen, und also mit den Durchschnittskosten in die Durchschnittsbildung eingehen müssten, dies aber wegen der ersatzlosen Streichung ihrer notwendigen Ausgaben nicht erfolgt..

Beispiel 3: Falsche Gesamtdurchschnittsbildung 2: Personen, die weder ÖPNV-Ausgaben noch Kosten für Kfz-Nutzung haben, werden in die Durchschnittsbildung einbezogen. Damit stehen dem ÖPNV-Benutzer, der Beispielsweise 60 € monatlich aufwenden musste, nur noch 30 € zur Verfügung, wenn das keine derartige Kosten aufweisende Mitglied der Referenzgruppe mit zur Durchschnittsbildung herangezogen wird.
Fazit: Da die Mobilitätskosten nur für ÖPNV-Benutzer anerkannt und in die Berechnung einbezogen werden (ca. der Hälfte der Referenzhaushalte), dem Drittel (34,74 %), Kfz-Nutzer die Kosten ersatzlos gestrichen werden und dem Teil (rund 15,2 %)  ohne derartige Ausgaben aber in die Durchschnittsbildung einbezogen werden, stehen den ÖPNV-Nutzern anstelle der statistisch ermittelten 37,06 € nur noch 18,47 € zur Verfügung ( 1678 Referenzhaushalte, 840 Haushalte mit ÖPNV-Ausgaben von durchschnittlich 37,06 €, 583 Haushalte mit durchschnittlich 55,33 € Ausgaben für Kraft- und Schmierstoffe [ersatzlos gestrichen!] = also 840 * 37,06/1678 = 18,55 - durch Korrekturfaktoren auf 18,47 € „korrigiert“ )(Quelle: Ausgaben des Privaten Konsums sowie Versicherungsbeiträge und sonstige Übertragungen (SEA-Einzel-Codes) von Einpersonenhaushalten; hier: unterste 15% der nach dem Haushaltsnettoeinkommen geschichteten Haushalte ohne die vorab ausgeschlossenen SGBII/XII-Empfänger – EVS 2008). Diesem Wert stehen Kosten für Monatskarten in Höhe von (territorial sehr verschieden) etwa 35 € (Sozialmonatskarte ESWE Wiesbaden 2007: 43,90 €) gegenüber. Hierzu auch: BVerfG 1 BvL 1/09, 1 BvL 3/09 und 1 BvL 4/09 vom 09. Februar 2010, Absatz 179 „Auch berücksichtigt ein solcher Abschlag nicht, dass bei Einsparung der Kosten eines Kraftfahrzeugs die Kosten des Hilfebedürftigen für den öffentlichen Personenverkehr ansteigen können. Der Abschlag ist daher nicht nachvollziehbar und ungerechtfertigt.“
4. Zusammensetzung der Referenzgruppe des Gesetzgebers

In der EVS 1998 waren 44%, in der EVS 2003: 41,9% und in der EVS 2008: 38% der Referenzhaushalte Rentnerhaushalte, darunter auch Hochbetagte. Eine unbekannte, aber nach Fachkreisen deutlich überrepräsentierte Zahl studentischer Haushalte sowie eine ebenfalls unbekannte Zahl von Haushalten, die ihre Ausgaben unter Nutzung von Tafelangeboten, Zuwendungen Dritter und Geschenken minimieren konnten stellen einen die Unsicherheit der als „verlässlich“ bezeichneten bezeichneten Daten weiter erhöhenden Faktor dar. Es lässt sich anhand der Sonderauswertung der EVS keine verlässliche Aussage darüber treffen, ob sich unter den Referenzhaushalten überhaupt solche befinden, die mit der Zielgruppe vergleichbar sind. Weiterhin waren 68,92% der Referenzhaushalte allein lebende Frauen mit gegenüber allein lebenden Männern abweichenden Ausgabeverhalten.

Die daraus resultierenden Ausgangsdaten des Gesetzgebers „beweisen“, ihre Signifikanz und Realitätsnähe vorausgesetzt, dass nur 92,6% der deutschen Haushalte über einen Stromanschluss verfügen bzw. Stromrechnungen begleichen (Ausgabeposition 045, Anlage 1 des Entwurfs eines Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, Ausgaben des Privaten Konsums sowie Versicherungs​beiträge und sonstigen Übertragungen (SAE-Einzel-Codes) von Einpersonenhaushalten hier: unterste 15% der nach dem Haushaltsnettoeinkommen geschichteten Haushalte ohne die vorab ausgeschlossenen SGBII/XII-Empfänger (8,6%) 1) (Grenzwert 901,00 €) Ergebnis der Einkommens und Verbrauchsstichprobe 2008).

Nur 57,7% der Haushalte besitzen danach einen Radio- oder Fernsehempfänger oder der „Rest“ ist so bedürftig, dass die Befreiungsregeln der GEZ greifen. (Ausstattungsgrad deutscher Haushalte mit Radio- und Fernsehempfängern ca. 95% lt. Statistischem Bundesamt)

Den Zahlen zufolge benutzen nur 87% der Bundesbürger Toilettenpapier und nur 54,7% haben Versicherungen einschließlich Haftpflicht und Hausrat (31%), die als existenzsichernd notwendig sind und nach Ansicht der Darmstädter Sozialrichter in Deutschland ebenso üblich sind wie die Sozialversicherung und von nahezu jedem mit eigenem Einkommen und Haushalt abgeschlossen werden.

Weiterhin sind 4 Haushalte (von 1678 erfassten also 0,2%) dadurch auffällig, dass sie keine Ausgaben für Nahrungsmittel aufweisen. Auf Nachfrage gab ein Haushalt an, sich ausschließlich über das Tafelangebot zu versorgen. Die anderen Fälle konnten nicht geklärt werden, verblieben aber alle in der Datenbasis Referenzhaushalte und wurden zur Berechnung herangezogen. Auch die Angabe des Einzelhaushaltes ist zu bezweifeln, da die Tafeln üblicherweise einen zumindest symbolischen Obolus für die Lebensmittel verlangen, dieser aber nicht angegeben wurde.
Trotz dieser offensichtlichen (und nicht abschließenden) Mängel an den erhobenen Daten geht der Gesetzgeber von deren Signifikanz und Validität bei seiner Bestimmung seines Regelsatzes als „menschenwürdiges Existenzminimum“ aus, wobei dieser Begriff nicht definiert oder angewandt wird. Es geht immer nur um die regelsatzrelevanten durchschnittlichen Haushaltsausgaben ohne Beurteilung, ob diese den tatsächlichen Bedarf abbilden, bzw. eine menschenwürdige Existenz ermöglichen.

Zu den grundsätzlichen Mängeln gehört auch die Missachtung des „Gesetzes über die Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte“ vom Januar 1961 (BGBl. III Gliederungs-Nr. 708-6) . Hier wird gefordert, dass sich “ Die Erhebungen sich wegen der saisonalen Einkommens- und Verbrauchsschwankungen bei allen Haushalten grundsätzlich jeweils auf ein volles Jahr erstrecken (müssen). Gleichzeitig ist ein volles Jahr der mindeste Zeitraum für eine repräsentative Erfassung seltener gekauften Gebrauchsgüter“. Da der Gesetzgeber diesen von ihm selbst in diesem Gesetz  als erforderlich erkannten Zeitraum auf drei Monate, davon nur einen Monat mit  Feinaufzeich​nungsheft, verkürzt hat, sind realitätsgerechte Aussagen unwahrscheinlich (s.o. Alle 70 Jahre einen Kühlschrank , eine Waschmaschine alle 65 Jahre, Toilettenpapier für nur 87% der Haushalte, Versicherungen etc.).

Auch die in den Fachkreisen seit Jahrzehnten bekannte begrenzte Aussagekraft von EVS´findet keine Berücksichtigung. So wird auf die begrenzte Aussagekraft von Wirtschaftsrechnungen (Feinaufzeichnungsheft) hingewiesen, da Wirtschaftsrechnungen führende Familien besonders sparsam und ökonomisch wirtschaften. Der Unterschied wird mit rd. 10% angegeben. (Aus NDV 1962, 59, Inhalt und Aufbau der Regelsätze). Das Statistische Bundesamt weist darauf hin, dass „das hochgerechnete Ergebnis der Haushaltsbefragungen um einiges geringer als der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen“ ist. Für 1998 liegt die Relation EVS/VGR bei 86,5% für den privaten Konsum insgesamt (Fachserie 18 Reihe S. 22, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Inlandsprodukt nach ESVG 1995 – Methoden und Grundlagen – Neufassung nach Revision 2005, Wiesbaden 2007 Seiten 389/390 ). Damit werden rund 13,5% der tatsächlichen privaten Konsumausgaben durch die EVS nicht abgebildet. Von einer entsprechenden Berücksichtigung oder Korrektur der Zahlen ist im Gesetzeswerk nichts erkennbar. 

Der Gesetzgeber hebt nur hervor, dass sich nach seiner Maßgabe „die Regelbedarfe am Konsumniveau anderer Haushalte mit niedrigem Konsumniveau orientieren sollen“. Ob das bezogene Konsumniveau eine menschenwürdiges Dasein ermöglicht, findet keine Beachtung. Bedingung ist nur, dass „Personen, die ihren Lebensunterhalt selber (mit-)erwirtschaften, besser gestellt werden sollen und besser gestellt werden dürfen als Personen, die ausschließlich von Transferleistungen leben“ (Lohnabstandsgebot in neuer Form!). Was durch den Rechtsanspruch auf zusätzliche Hilfe (Aufstocker mit entsprechenden Freibeträgen) zu jeder Zeit gewährleistet ist, also keiner zusätzlichen „Anstrengungen“ in Form von Leistungsbeschneidungen bedarf. 
Für die Kürzung des Regelsatzes für Personen in Bedarfsgemeinschaften um je 10% gibt es keinerlei belegbare Grundlagen. Die vom BVerfG angenommene ausreichende empirische Grundlage ( BVerfG 1 BvL 4/09 vom 09.02.2010 Absatz 189) stützt sich auf einen von ihm selbst als unzulässig bezeichneten Zirkelschluss (Rüdiger Böker, Schriftliche Stellungnahme, Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit und Soziales, 17. Wahlperiode vom 18.11.2010, Ausschussdrucksache 17 (11) 314 Seiten 174/175). Die auswertbaren Statistiken und die Auswertungen der EVS' ergeben gegenteilige Hinweise, nach denen die Ausgaben in Paarbeziehungen, die der Einzelperson zugeordnet werden können, 10% bis 17% (je nach Quelle) höher liegen, als die, die allein lebende Person für sich aufwenden (siehe auch: Untersuchungen der BA zu regelsatzrelevanten Ausgaben in Paarbeziehungen). Ein „Vorteil gemeinsamen Wirtschaftens“ ist also nicht gegeben. Allein durch die Einbeziehung der Kosten für Unterkunft und Heizung in die Gesamtrechnung, wird ein solcher „Vorteil“ erkennbar. Da diese Kostenpositionen aber nicht Bestandteil des Regelsatzes sind und auch keine Rückwirkung auf regelsatzrelevante Positionen haben, muss diese nicht sachgerechte gedankliche „Zusammenführung“  der Positionen als reine Maßnahme zur Kostensenkung gelten. Zumal die vorliegenden statistischen Erhebungen vergangener und aktueller EVS´ (2003, 2008) für „Paare ohne Kind“ einen mehr als das Doppelte eines Einpersonenhaushalt betragenden privaten Konsum beweisen und damit, der Logik der Regelsatzverordnung folgend, einen höheren Bedarf konstatieren. Weshalb hier der Gesetzgeber der statistischen Signifikanz der eigenen Daten nicht gefolgt ist, erhärtet den Verdacht fiskalischer Motive.  Außerdem definiert Absatz 141 des Urteils BvL 1/09 den Leistungsanspruch als höchstpersönlich und unabhängig vom Familienstand. Prof. Dr. Anne Lenze führt in diesem Zusammenhang aus: „Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Alleinstehenden in dieser niedrigen Einkommensschicht zu einer besonders deklassierten Teilgruppe der Gesellschaft gehören, deren Einkommen und Ausgaben keine Rückschlüsse auf die Bedarfe von Erwachsenen in Mehrpersonen-Haushalten zulassen. Die Ableitung des Bedarfes von Eltern (Ehepaaren) anhand der Verbrauchsausgaben von Alleinstehenden verstößt gegen Art. 6 Abs. 1 GG, denn die Pflicht zur Förderung der Familie umfasst insbesondere ihren wirtschaftlichen Zusammenhalt und der Gesetzgeber ist somit gehalten, die Familie auch als ökonomische Einheit zu schützen. Außerdem ist ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG zu konstatieren, weil Ungleiches gleich behandelt wird und nicht seiner Eigenart nach verschieden.“(Schriftliche Stellungnahme, Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit und Soziales, 17. Wahlperiode vom 18.11.2010, Ausschussdrucksache 17 (11) 314 )
Eine Teilhabe, sei es in Form eines Gaststätten- oder Museumsbesuches, eines Konzertes oder einfach nur die Bewirtung von Besuchern, Freunden oder Familienangehörigen sowie die Ausrichtung familiärer Feiern, Geburtstage, Ostern oder Weihnachten ist im derzeitigen Regelsatz weder vorgesehen noch durch internen Ausgleich möglich, da nicht einmal die üblichen Beiträge für die Mitgliedschaft in Parteien oder Vereinen Berücksichtigung finden. 
Auch der Vorlagebeschluss des Sozialgerichtes Berlin an das Bundesverfassungsgericht vom 25.04.2012, Aktenzeichen S 55 AS 9238/12 geht von einer grundgesetzwidrigen Bestimmung und Höhe des Regelsatzes aus. Den Klagepunkten schließe ich mich inhaltlich an. Allerdings ist der Vorlagebeschluss meines Erachtens nicht weitreichend genug, um eine grundgesetzkonforme Änderung des Regelsatzes zu erreichen, wenn nur die in der Klage bzw. Vorlage benannten grundsätzlichen Fehler bei der Regelsatzermittlung verhandelt werden sollten.
Bereits bei der Festlegung (nicht „Ermittlung“!) des Eckregelsatzes 2004 ging der Gesetzgeber nicht wie behauptet von einer Einkommensstruktur zwischen 1.800,-DM und 2.499.-DM aus (den tatsächlichen untersten 20% der statistisch erhobenen Einkommensstruktur) sondern verwendete eine Gruppe, deren Haushaltseinkommen massiv unter 1.800,-DM lag. Dadurch erklärt sich auch, weshalb die „bewerteten Haushalte“ größtenteils von der GEZ befreit waren und normalerweise übliche Ausgaben fehlten (Versicherungen etc.). Bei einer, den (eigenen) Vorgaben entsprechenden Ermittlung des Regelsatzes hätte sich bereits für 2004 ein Betrag von 626,73 € ergeben (Abhandlung Prof. Dr. jur. Matthias Fromman : „Warum nicht 627 €?“ Zur Bemessung des Regelsatzes der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII für das Jahr 2005, NDV Juli 2004). Hiervon ausgehend hat sich die Diskrepanz zwischen tatsächlichem Bedarf und dafür „gewährten Mitteln“ bis heute deutlich erhöht und die vornehmliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben ist eine (gewollte?) Illusion.

Der vorletzte Punkt Seite 3 der bisherigen Bewilligungsbescheide („Sie müssen immer unter der von Ihnen genannten Adresse erreichbar sein. Sie sind verpflichtet... Unerlaubte Abwesenheit kann dazu führen, dass Ihr Anspruch … wegfällt...“) schränkt den Artikel 11 des GG in unzulässiger Weise ein, zumal jeder Verweis auf die mit dieser Regelung verletzte bzw. eingeschränkte Grundrechtsnorm, wie es der Art. 19 GG fordert, im Bescheid bzw. dem zugrunde liegenden Gesetz (SGB II) fehlt. Die von den Verfassern des Grundgesetzes als wichtigen Grundsatz, weil die Freiheit des Individuums charakterisierend, als eine in ihren Wesensinhalt unantastbare Grundrechtsnorm in das Grundgesetz aufgenommen wurde, ist damit dem Ermessen eines „persönlichen Ansprechpartners“ anheim gegeben und das „Wohlverhalten“ im Sinne dieses Punktes wird durch Androhung wesentlicher, weil existenzbedrohender Nachteile erzwungen.

Der Verweis des Jobcenters auf das Urteil des BSG (Aktenzeichen: B 14 AS 153/11 R  "Die Höhe des Regelbedarfes für Alleinstehende ist vom Gesetzgeber für die Zeit ab 1. Januar 2011 nicht in verfassungswidriger Weise zu niedrig angesetzt worden") ist nicht relevant, da es zum einen dem BSG nicht obliegt, darüber zu urteilen, ob eine Regel, ein Gesetz oder eine Gesetzesfolge dem Grundgesetz entspricht oder nicht liegt andererseits im Urteil des BVerfG Az.: 1 BvL 2/11 eine eindeutige Stellungnahme zur Regelsatzhöhe vor (Rn 126): "Ob damit auch die möglicherweise abweichenden Bedarfe derjenigen realitätsgerecht abgebildet werden, auf die das Asylbewerberleistungsgesetz Anwendung findet, ist nicht gesichert. Ebenso wenig kann eine Aussage darüber erfolgen, ob auf dieser Grundlage ermittelte Leistungen an Berechtigte in anderen Fürsorgesystemen einer verfassungsrechtlichen Kontrolle Stand halten können. Da jedoch derzeit keine anderen tauglichen Daten zur Verfügung stehen, bleibt dem Senat nur die Annahme, dass jedenfalls die wesentlichen Grundbedarfe durch Leistungen in einer am Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz orientierten Höhe vorübergehend gedeckt werden können... ) 

Schon in dem Gutachten Rüdiger Böker zum Verfahren 1 BvL 1/09 vor dem Bundesverfassungs​gericht 2010 „Stellungnahme zur Entstehung und zur Höhe der Regelleistungen im SGB II/SGB XII“ als auch die neuen Gutachten von Dr. Irene Becker „Methodische Gesichtspunkte der Bedarfsbemessung“ und Prof. Johannes Münder „Verfassungsrechtliche Bewertung des Gesetzes zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Änderung des SGB II und SGB XII“ aus November 2011 widersprechen der Behauptung einer soliden Ermittlung des Bedarfes. Ebenfalls Widerspruch erging seitens Lutz Hausstein in dem Fachartikel „Was der Mensch braucht“ (März 2011).  Ausgehend von der Abhandlung Prof. Dr. jur. Matthias Fromman's : „Warum nicht 627 €?“( Zur Bemessung des Regelsatzes der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII für das Jahr 2005, NDV Juli 2004) und verschiedener Warenkorbmodelle sowie der Ausarbeitung der BAG Hartz IV bei und in der Partei Die Linke ergibt sich ein  Regelsatz in Höhe von ca. 647,-€, zuzüglich der Kosten der Unterkunft und Heizung, insgesamt mindestens 1090,- € je „Einpersonenhaushalt“ für 2013 ,der einen grundgesetzkonformen Zustand herstellen würde.

Sollten zur Sache noch weitere Angaben, Hinweise oder Ausführungen notwendig sein, insbesondere zur Beschleunigung des Verfahrens aus der Sicht, dass einer offensichtlichen andauernden Verletzung von grundgesetzlich garantierten Menschenrechten Abhilfe geschaffen werden muss, bitte ich um richterlichen Hinweis.

Mit freundlichen Grüßen
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